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sonen und Einrichtungen unter Generalverdacht
stellt und deshalb niemandem wirklich nutzt? 
„Die Symptome des nahenden Zusammenbruchs“
So dramatisch ist das erste Kapitel überschrieben, in
dem der Ausbau der Kultureinrichtungen seit den
70er Jahren unter der politischen Maxime „Kultur
für alle“ beschrieben wird. Die Zahl der Volkshoch-
schulen habe sich seit 1977 versechsfacht, die der
öffentlichen Bibliotheken versiebenfacht. Mit der
Wiedervereinigung habe sich die Zahl der Theater
verdoppelt. Mit etwa neun Milliarden Euro würde
die öffentliche Hand rund 5.000 öffentliche
Museen, 140 Staats- und Stadttheater und Landes-
bühnen, 8.500 öffentliche Bibliotheken sowie
jeweils fast 1.000 Musikschulen und Volkshoch-
schulen finanzieren. Zweistellige Wachstumszahlen
hätten diesen Ausbau in den 70er Jahren ermöglicht.
Wenn seither hier und da wieder zurückgebaut
würde, sei grundsätzlich von „Kaputtsparen“ die
Rede. Dabei sei die Expansion durchaus noch nicht
am Ende, allein die Anzahl der Musikfestivals habe
sich binnen 30 Jahren in Europa verzehnfacht. Und
auch die Gebühren der öffentlich-rechtlichen Rund-
funk- und Fernsehanstalten stiegen bis 2013 auf
neun Milliarden Euro jährlich.
Doch dieses System stehe angesichts der politisch
vereinbarten Schuldenbremse nun vor dem Kollaps.
Die öffentlichen Museen Deutschlands hätten prak-
tisch keine Anschaffungsetats mehr und die Landes-
bibliotheken könnten ihre Zeitschriftenbestände
nicht mehr „à jour“ halten. Die öffentlichen Kultur-
einrichtungen seien zu staatsnah organisiert und
angepasst, die Begriffe „Kulturstaat“ und „Kulturho-
heit“ stammten aus der Zeit der „Übertragung des
Beamtenwesens auf die großen Institutionen der
Kultur und der Bildung“. Pars pro toto wird die „rie-
sengroße Behörde“ Stiftung Preußischer Kulturbe-
Von allem zu viel und überall das Gleiche –das ist das Fazit einer polemischen Abrech-nung von vier Autoren mit der deutschen
Kulturpolitik. Der Marburger Soziologe und Kul-
tur-Unternehmensberater Dieter Haselbach, der
Direktor der Schweizer Kulturstiftung Pro Helvetia
Pius Knüsel, der Kieler Professor für Kulturmana-
gement Stephan Opitz und der Dramaturg und
Kulturwissenschaftler Armin Klein sind die Verfas-
ser des Buches „Der Kulturinfarkt. Von allem zu
viel und überall das Gleiche. Eine Polemik über
Kulturpolitik, Kulturstaat, Kultursubvention“
(München, Knaus Verlag, 2012, 287 S.). 
Als im März 2012 ein Vorabdruck im Spiegel
erschien, war klar, dass die Autoren zu einem Rund-
umschlag ausholen wollten. Mit wütenden Rezen-
sionen wurde zurückgestochen: Oliver Reese, Inten-
dant am Frankfurter Schauspielhaus, rechnete mit
dem Gemeinschaftswerk in der Frankfurter Rund-
schau ab: „Krude Mischung, obszöne Ideen“. Her-
mann Parzinger, Präsident der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz, kritisierte die Sarrazin-Methode, dis-
kussionswürdige Themen zu skandalisieren, Papp-
kameraden aufzubauen, um sie dann genüsslich
abzuschießen. Der Deutsche Kulturrat schlug kur-
zerhand das Wort „Kulturinfarkt“ zum Unwort des
Jahres vor.
Nicht nur Museen und Theater hätten wir zu viele,
auch die Hälfte der Bibliotheken sei entbehrlich,
schreiben die Autoren. Das eingesparte Geld solle
die verbliebenen Einrichtungen und Projekte lei-
stungsfähiger machen. Sind die „Kahlschlags- und
Umverteilungsphantasien“ der Autoren, wie Parzin-
ger schreibt, so ohne „Augenmaß“, dass sie einen
Diskurs diskreditieren, statt ihn zu befördern? Soll
man das Buch einfach übergehen, wie viele vorschla-
gen, weil es alles mit allem vermengt, engagierte Per-
96 // BIS – Das Magazin der Bibliotheken in Sachsen [2O12] Nr. 2
Kulturinfarkt 
oder Kultur für alle?
Ein polemisches Buch provoziert eine notwendige Debatte
von THOMAS BÜRGER
BIS2_12_Endversion  14.06.12  16:53  Seite 96
etwa zur Bewahrung des kulturellen Erbes sinnvoll,
in Betrieben mit überwiegend meritorischen Gütern
und Dienstleistungen sei der Behördenstatus jedoch
lähmend. Die Betriebsform der Stiftung und wirt-
schaftsnahe Unternehmensformen seien je nach
Portfolio deutlich produktiver.
Verknappung und Erfolg sind zwei weitere Schlüs-
selbegriffe der Autoren. Verknappung erhöhe den
Wert, setze Ressourcen frei, helfe dabei, die besten
Talente zu entdecken, und zwinge die Institutionen,
Kräfte zu bündeln. Der Erfolg sei allein an der Lei-
stung zu messen.
sitz kritisiert, die noch immer kameralistisch agiere,
aber niemanden damit befasse, wohin die Reise
gehen solle. 
Die Kulturpolitik in Deutschland stecke in einer
selbstverschuldeten Blockade, sie zeige aus nahelie-
genden Gründen keinen Gestaltungswillen: „Wo es
ans Eingemachte geht, handelt man sich nur Ärger
und neue Feinde ein.“ Hinzu komme ein struktur-
konservativer Kulturlobbyismus mit dem Trend,
„die kommunale Kulturförderung aus der Freiwillig-
keit in die Pflichtigkeit zu überführen“. So entstünde
immer mehr Regelungslust, die in den 500 Hand-
lungsempfehlungen der deutschen Enquetekommis-
sion Kultur aus dem Jahr 2007 gipfele. Dabei richte
sich das Angebot immer an das gleiche Publikum,
die größeren Teile der Bevölkerung blieben ausge-
schlossen bzw. würden durch die Angebote nicht
oder nicht mehr erreicht.
Zu starr, zu staatsnah, zu breit gestreut und zu wenig
zielgerichtet, so lassen sich die zahlreichen Vorhal-
tungen an die Kultureinrichtungen und an die Kul-
turpolitik wohl zusammenfassen. 
Kulturstaat und Kulturhoheit
Die Autoren legen noch nach: Mit den Begriffen
Kulturstaat und Kulturhoheit zelebriere die Kultur-
politik in Deutschland „Selbstüberhöhung“ und
„Selbstüberschätzung“. Ihr Fundament sei unter
anderem die Kritische Theorie Adornos mit ihrer
Kritik an Kulturindustrie und Kulturmarkt, der
antikommerziellen Rechtfertigung staatlicher Sub-
vention. Und so sei es kein Wunder, dass Kultur alles
und alles Kultur sein wolle. Deshalb sei es auch nor-
mal, schreiben die Autoren zur Selbstrechtfertigung,
dass nach der Überhöhung von Kunst und Kultur
eine „Gegenbewegung in Richtung  Kultur skepsis“
folgen müsse. Kulturpolitik spiele auf zu vielen Ebe-
nen und mit zu vielen Akteuren, deshalb müsse ein
Masterplan her für eine neue Dynamik.
Die Autoren wollen eine „bedingungslose kulturelle
Entfaltung vielfältigster Gruppen und Schichten“
und setzen deshalb auf „Eigenwirtschaftlichkeit“,
„Nachfrageorientierung“, „Eigeninitiative“ und
„kulturelles Unternehmertum“. Die Infrastruktur
müsse zurückgebaut werden, Kultur, die sich auf-
dränge, verliere an Anziehungskraft. Wie die Kir-
chen könnten sich auch die Theater und die Museen
nach und nach leeren.
Halbierung der Infrastruktur
Durch eine Halbierung der Infrastruktur sollten
zwei der neun Milliarden Euro eingespart werden.
Sie müssten nach Meinung der vier Autoren den
großen Leuchttürmen („Klasse kostet“), der Laien-
kultur, der Kulturindustrie (Start-ups, Computer-
spiele etc.), den Kunsthochschulen und der kulturel-
len Bildung zu Gute kommen. Sie wollen, so
versichern sie, nicht einem Sparprogramm, vielmehr
verbesserten betrieblichen Strukturen das Wort
reden. Eine Behörde mit hoheitlichen Aufgaben sei
Webseite der SKD: Auch die Museen ergänzen ihr Angebote um virtuelle Zugänge. 
Webseite der SLUB: Der Zugang zur Kultur findet zunehmend über das Internet statt.
Webseite des DHMD: Das Hygiene-Museum ist ein Wissenschaftsvermittler für alle
Altersgruppen.
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Jedem Kind ein Tablet-Computer
Die hier knapp herausgestellten Argumentationsli-
nien überspielen, dass in dem Buch essayistische
Exkurse, polemische Abrechnungen, abenteuerliche
Verallgemeinerungen und Verkürzungen wüst
gemischt werden. Deshalb wundert es nicht, dass
Politiker und Akteure das Buch entschieden zurück-
weisen. Tatsächlich wird unnötig viel Porzellan zer-
schlagen. 
Ärgerlich ist, dass gravierende Strukturveränderun-
gen wie die Digitalisierung von Information und
Wissen angesprochen, deren Voraussetzungen und
Folgen für den Kultur- und Wissenschaftsbetrieb
aber nicht reflektiert werden. „Jedem Kind ein
Tablet-Computer“ statt „Jedem Kind ein Musikin-
strument“ ist eine Provokation, wenn  unterschied -
liche Fertigkeiten und Ziele gegeneinander ausge-
spielt werden. Dies ist nicht hilfreich, aber typisch
für das Buch. Dabei ist es doch richtig, dass das
Tablet das wichtigste Bildungsinstrument der
Zukunft werden dürfte und deshalb alle Bildungs-,
Kultur- und Wissenschaftseinrichtungen gemein-
sam herausfordert. Richtig ist zum Beispiel auch,
dass es vor dem Hintergrund der digitalen Transfor-
mation sinnvoll sein kann, künftig Literaturhäuser
und Bibliotheken zusammenzuführen. Die elektro-
nischen Vermittlungs- und Kommunikationsformen
werden die Institutionen weiter verändern. Welche
Auswirkungen dies für Gesellschaft und Kultur
haben wird, bleibt in der Polemik völlig offen. Dabei
steckt doch gerade in der Digitalisierung des kultu-
rellen Erbes neues Potential, um dem Ziel „Kultur
für alle“ neues Gewicht, diesem Ideal neue Chancen
zu geben. Statt nach der Bankenkrise einen Kultu-
rinfarkt herbeizuschreiben, hätte sich das Buch stär-
ker diesen Herausforderungen und neuen Möglich-
keiten widmen sollen. 
Kulturföderalismus, nationaler Bildungsrat, 
Bürgerbeteiligung
Natürlich ist die Frage legitim, ob wir angesichts
zunehmend virtueller Wissensvermittlung künftig
noch so viele Einrichtungen benötigen, und wenn ja,
wie viele. Diese Frage richtet sich angesichts der
Globalisierung in gleicher Weise auch an andere Ein-
richtungen, zum Beispiel an die politischen Institu-
tionen und Verwaltungen. Benötigen wir 16 Bun-
desländer mit unterschiedlicher Kultur- und
Wissenschaftspolitik? Der Föderalismus in
Deutschland, nach dem Grauen der Nazidiktatur
zur Vorbeugung gegen jeden diktatorischen Zentra-
lismus verfassungsrechtlich verankert, lähmt oder
verzögert heute viele Entwicklungen in Bildung,
Kultur und Wissenschaft. 
In der Diskussion „Ein neuer deutscher Bildungs-
rat?“ am 4. Mai 2012 im Deutschen Hygienemu-
seum Dresden hat sich Prof. Dr. Erich Thies, ehema-
liger Generalsekretär der Kulturministerkonferenz,
für einen nationalen Bildungsrat analog zum Wis-
senschaftsrat ausgesprochen, um eine effektivere
Steuerung, Mobilität und internationale  Kon -
kurrenz fähigkeit zu sichern. Die ehemaligen sächsi-
schen Staatsminister für Wissenschaft und Kunst,  
Prof. Dr. Hans Joachim Meyer (CDU) und Dr. Eva
Maria Stange (SPD), befürworteten in der Diskussi-
on diesen Vorschlag, hielten ihn jedoch für politisch
nicht realisierbar. 
Wenn der Staat, aus welchen guten Gründen auch
immer, sich nicht oder zu langsam selbst reformiert
und die beschleunigten Anforderungen angesichts
globaler Vernetzung (zum Beispiel zur Novellierung
des Urheberrechts im Internet und anderem) nicht
stemmt, werden die Bürger selbst aktiv – inzwischen
haben die Piraten vier Parlamente geentert. Thomas
Steinfeld hält in seiner Rezension in der Süddeut-
schen Zeitung (23.3.2012) deshalb auch die aufge-
klärte bürgerliche Öffentlichkeit für den besten The-
rapeuten eines „Kulturinfarkts“: „Und wer sollte
überhaupt entscheiden [...], welcher Etat gestrichen
werden sollte? Eine neue Kulturbürokratie, die den
gemütlichen Klüngel durch einen grausamen Klün-
gel ersetzt? Nein, wenn etwas gegen den Kulturin-
farkt helfen sollte, dann kann es nicht von staatlicher
Seite, dann muss es aus der bürgerlichen Öffentlich-
keit [...] und seinen Organen kom-
men [...]: in Gestalt von mehr Kritik,
schärferer Kritik, rücksichtsloserer
Kritik. Das Ende aller Medienpart-
nerschaften wäre darin eingeschlos-




Universität, Museen und SLUB diskutieren über ihre
Zukunft im digitalen Zeitalter.
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